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Beschwerde gegen Marktabschottungsmassnahmen durch die deutsche Bundesregierung

im Zusammenhang mit Bevorzugung einheimischer, das heisst deutscher Hunderassen, gegenüber ausländischen Rassehunden und deren Mischlingen.

Sehr geehrter Herr Södermannn,

wie mir durch die Familie Gerlach, Wald-Michelbach, deren Briefverkehr mit Ihnen (Beschwerdenr. 0429-203-ADB9),

mir zu meiner eigenen Information vorliegt, bekannt wurde, können sie -für mich im übrigen sehr erstaunlich- den Beschwerdegrund nicht erkennen.

Den Beschwerdegründen die die Familie Gerlach ausführlich angeführt hat, möchte ich mich vollumfänglich anschliessen.

Abweichend davon , bzw. ergänzend möchte ich sie höflichst bitten, die für mich eindeutige, einseitige Subventionierung Einheimischer, das heisst deutscher Hunderassen auf ihre EU-Gesetzgebungsverträglichkeit hin zu überprüfen.

Es drängt sich nämlich der Verdacht auf, das hier über die Verteufelung ausländischer Hunderassen der Absatz einheimischer "Zuchtergebnisse " gefördert werden soll.  

Diese Marktabschottungsmassnahmen, die mit einer derart dreisten Vehemenz betrieben werden, zu verhindern, so dachte ich immer, sei doch eigentlich wie in anderen Wirtschaftsbereichen auch eine der wichtigsten Aufgaben des Verbraucher -Ministers Herrn Byrne.

Es geht hier nicht nur um einige wenige Hunde und deren Halter - es geht hier um einen Milliardenmarkt.

Dieser wird abgeschottet, indem man bar jeglicher wissenschaftlicher Grundlage ausländische Hunderassen für gefährlich erklärt, deren Nachzucht verbietet und die Besitzer dieser Hunde mittels drastischen Verordnungen und Gesetzen bedrängt, die Hundehaltung aufzugeben, bzw. die Neuanschaffung eines derartigen Hundes unmöglich macht. 

Gleichzeitig kann sich jeder der sich tierquälerischer- bzw. missbrauchender Verstösse schuldig gemacht hat,  obwohl ihm beispielsweise sein Bullterrier gestern beschlagnahmt wurde, weil er z.B das arme missbrauchte Tier zuerst scharf gemacht hat, dann auf Menschen gehetzt hat, ohne grössere Probleme z.B. einen Schäferhund zulegen. Es wird anschliessend auch nicht verhindert, dass er den Neuen Hund wieder scharf macht - dieser gehört ja der richtigen -Rasse, das heisst einer für Deutsche Züchterverbände Profitablen an.
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Um es noch zu verdeutlichen, vergleiche ich es mal mit dem betrunkenen Fahrzeugführer eines Toyota, der am nächsten Tag mit einem Mercedes Benz wieder fahren dürfte. Das wäre doch undenkbar - bei den Hunden ist dies möglich!!

Gerade die zwei letzten Absätze zeigen ganz deutlich, dass das angebliche Ansinnen die "Bevölkerung vor gefährlichen Hunden" zu schützen   nur Vorgeschobene sind - es geht hier nur um die Abschottung der jeweiligen Märkte. 

Ansonsten, wenn es wissenschaftlich gesicherte Erkenntnisse gäbe, die beweisen würden dass es gefährliche Hunderasse geben würde,  könnte es nicht sein, dass jedes Land andere Hunde als gefährlich erkannt hat. Denn ich kann mir nicht vorstellen, dass genetische Sozialisierungsdefekte, wie sie diesen Hunden immer vorgeworfen werden, vor Landesgrenzen halt machen würden.

Wie kann es denn sein, dass der Bullterrier hierzulande als gefährliche "Waffe" betrachtet wird, gleichzeitig in Grossbritannien als vielgeschätzter Familienhund angesehen wird?

Gleichzeitig wird z.B. der Deutsche Schäferhund der auf Hundeplätzen zu Tausenden mittels Beissarmtraining

zu einer Waffe herangezogen wird, bevorzugt behandelt.

Diese einheimische Hunderasse, bleibt, trotzdem sie über die letzten Jahre hinweg für Dutzende von tödlichen Beissunfällen verantwortlich zeichnet, von jeglichen Restriktionen  ausgenommen. 

Diese drastische Ungleichbehandlung zwischen Deutschen und ausländischen Hunderassen, die bei Missbrauch ein ähnliches Gefahrenpotential entwickeln könnten, zeigt dass hier nicht die Bevölkerung geschützt werden soll, sondern einheimische Märkte. 

Verantwortlich dafür sind die einheimischen Zuchtverbände, welche um von ihren eigenen Misständen abzulenken, die Entscheidungsträger innerhalb der Politik gezielt fehl informiert haben.  

Daher fällt es der Bundesregierung auch so schwer die von Herrn David Byrne geforderten wissenschaftlichen Nachweise über die tatsächliche Gefährlichkeit dieser angeprangerten Hunderassen zu erbringen. 






Es gibt einfach keine!!!! 

Die Bundesregierung ist wie der Mann der Dr. Marlboro geglaubt hat, dass Rauchen nicht gesundheitsschädlich sei, auf die Eigeninteresse verfolgenden Zuchtverbände hereingefallen!!!!

Daher erwarte ich als überzeugter EU-Bürger, dass sich Herr David Byrne nochmals an die Bundesregierung wendet, um den längst überfälligen Nachweis für die angebliche Gefährlichkeit einzufordern, ansonsten diesen marktwirtschaftlichen Begrenzungen mittels Einleitung eines Subventionsverdachtsverfahrens endlich beginnt ein Ende zu setzen!

In der Hoffnung, dass Ihnen die Begründungen der Familie Gerlach etwas verständlicher geworden sind, freue ich mich auf Ihre beginnenden Aktivitäten, zur Abstellung der oben genannten Misstände und erwarte Ihre Antwort.

Mit freundlichen Grüssen

Stephan Steiner

Mitglied im Deutschen Hundeschutzbund e.V. 
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